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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP einge- 
brachten Entwurf eines Sechsten Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung 
(Sechstes Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksache IV/3165 — 


A. Bericht des Abgeordneten Gerlach 


Der interfraktionelle Antrag wurde am 16. März ; 
1965 im Bundestag eingebracht; er wurde in der ! 
175. Sitzung am 25. März 1965 in erster Lesung im 
Bundestag beraten und an den Ausschuß für Arbeit 
überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 
109. Sitzung am 1. April 1965 beraten. 

Nach § 2 Abs. 1 AVAVG gliedert sich die Bundes- j 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- j 
Sicherung in die Hauptstelle, die Landesarbeits- j 
ämter und die Arbeitsämter. Es fehlt eine gesetz- ; 
liehe Ermächtigung, andere als die genannten Dienst- j 
stellen zu bilden. Dies verwehrt der Bundesanstalt | 
die Errichtung anderer zentraler oder überbezirk- | 
lieber Dienststellen. Dieser Zustand hat sich als 
unbefriedigend erwiesen. Den veränderten Verhält- 
nissen, die nach der Errichtung der Bundesanstalt 
durch die Übertragung umfangreicher zusätzlicher 
Aufgaben und die fortschreitende Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt eingetreten sind, kann die Bun- 
desanstalt nur dann gerecht werden, wenn sie be- 
stimmte Aufgaben, die zweckmäßigerweise nicht 
von den in § 2 Abs. 1 aufgeführten Dienststellen 
durchgeführt werden, besonderen zentralen oder 
überbezirklichen Stellen überträgt. So war es un- 
umgänglich, eine zentrale, für das gesamte Bundes- 
gebiet sowie für die Auslandsvermittlung zustän- 
dige Vermittlungsstelle — die Zentralstelle für 
Arbeitsvermittlung in Frankfurt am Main — zu er- 
richten, um — gestützt auf Artikel 7 des Überein- 
kommens Nr. 88 der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation vom 9. Juli 1948 über die Organisation der 
Arbeitsverwaltung — für die Arbeitnehmer quali- 


fizierter Berufe und für Führungskräfte der Wirt- 
schaft einen möglichst großen Arbeitsmarkt zu er- 
schließen. 

Die ordnungsmäßige und reibungslose Abwick- 
lung nach dem Bundeskindergeldgesetz macht die 
Errichtung eines zentralem Rechenzentrums in Nürn- 
berg erforderlich. 

Diese Stellen können, da sie für den gesamten 
Bereich der Bundesanstalt zuständig sind, einem 
Landesarbeitsamt oder Arbeitsamt nicht eingeglie- 
dert werden. Eine Eingliederung in die Hauptstelle 
ist deshalb nicht zweckmäßig und sinnvoll, weil die 
Hauptstelle wesensmäßig nur für leitende Funk- 
tionen und nicht für normale Verwaltungsarbeiten 
in Betracht kommt. Bei den von den besonderen 
Dienststellen wahrzunehmenden Aufgaben handelt 
es sich aber um reine Verwaltungsaufgaben. 

Eine Minderheit im Ausschuß war der Meinung, 
daß die Aufgaben der Selbstverwaltung für die 
besonderen Dienststellen nicht vom Verwaltungsrat 
und dem Vorstand wahrgenommen werden sollen, 
sondern lediglich vom Vorstand der Bundesanstalt, 
weil es insbesondere die Aufgabe des Vorstandes 
sei, die inneren organisatorischen Fragen zu regeln. 

Demgegenüber war die Mehrheit des Ausschusses 
der Meinung, es bei der Festlegung der Vorlage zu 
belassen, da durch die Satzung der Bundesanstalt 
die Kompetenzen zwischen Verwaltungsrat und 
Vorstand abgegrenzt sind. 

Der neu eingefügte § 7 a soll für die obersten 
Organe keine neuen Zuständigkeitsgrenzen abstek- 
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ken. Vielmehr haben diese Organe auch für die be- 
sonderen Dienststellen ihre Aufgaben im Rahmen 
der gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestimmun- 
gen wahrzunehmen. 

Die Neufassung des § 23 Abs. 1 ergibt sich 
zwangsläufig aus der Ergänzung des § 2 Abs. 1. 


Bonn, den 23. April 1965 


Gerlach 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3165 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. April 1965 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Gerlach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Sechsten Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 
(Sechstes Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksache IV/3165 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Sechstes Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch das Fünfte Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 15. November 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 789), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 2 Abs. 1 ist als dritter Satz anzufügen: 

„Bei Bedarf kann der Verwaltungsrat (§ 3 Abs. 1 
Nr. 4) besondere Dienststellen für zentrale und 
überbezirkliche Aufgaben errichten." 

2. Hinter § 7 wird ein § 7 a mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

„§ 7 a 

Die nach diesem Gesetz den Organen oblie- 
genden Aufgaben nehmen für die besonderen 
Dienststellen (§ 2 Abs. 1 Satz 3) der Verwal- 
tungsrat und der Vorstand wahr. 1 ' 

3. § 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Satzung bestimmt, wieweit an Stelle 
des Vorstandes der Präsident der Bundesanstalt, 
die Präsidenten der Landesarbeitsämter, die 
Direktoren der Arbeitsämter oder die Leiter be- 
sonderer Dienststellen (§ 2 Abs. 1 Satz 3) die 
Bundesanstalt vertreten können." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Sechstes Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. April 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 321), zuletzt geändert durch das Bundes- 
kindergeldgesetz vom 14. April 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 265), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Artikeln Artikeln 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel III A r t i k e 1 III 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in unverändert 

Kraft. 
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